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Telegraphiſche Depeſche. 

Warſchau, 15. Septbr. In der vom Adel unterzeichneten 
Adreſſe ſoll es unter Anderem heißen: Es ſei die Meinung der Unter⸗ 
zeichneten, daß die gegenwärtigen ſtrengen Maßregeln keine Einigung 
bervorrufen würden; nur dann würde das Land zu einer Einigung 
kommen, wenn ihm die auf Grund des hiſtoriſchen Bodens verbrieften 
Rechte wieder bewilligt werden. Der Ton der Adreſſe fol ehrfurchts⸗ 
voll, aber energiſch gehalten fein. 
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P r 2 u en. N 
Landtags = Verhandlungen. 


47. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (15. Sept.) . 
Präſident Grabow eröffnet die Sitzung um 9% Uhr. Haus und Tri⸗ 
bünen ſind wiederum bis auf den letzten Platz beſetzt. — Am Miniſtertiſch: 
v. d. Heydt, v. Roon, Graf Bernſtorff, v. Mühler, Graf zur Lippe, 
Oberſt v. Boſe, Geh. Kriegsrath Sixtus, Geh. Finanzrath Mölle. 
Der Präſident theilt die Beſchlüſſe der letzten Sitzung des Herrenhauſes 
mit, daß Paßgeſetz wird wiederholt der vorberathenden Commiſſion über⸗ 
wieſen. Tagesordnung: Fortſetzung der Militärdebatte. Der erſte Redner 
iſt der Abg. Graf Bethuſy⸗Huce (ſchwer verſtändlich): Auch von einem 
Theil der Gegner werde zugegeben, daß die Regierung nicht verfaſſungs⸗ 
widrig verfahren habe. Die Deduction des Abg. Dr. Gneiſt habe ihn vom 
Gegentheil nicht überzeugt, wohl aber könne er demſelben inſofern beitreten, 
als er anerkennen müſſe, daß zur definitiven Regulirung der Reorganiſation 
die Einbringung eines Geſetzes, welches die königliche Staatsregierung ja 
auch zugeſagt, allerdings erforderlich ſein werde. ie Regierung habe wohl 
inſofern gefehlt, als fie ſich mit einem kleineren Proviſorium im Ordinario 
hälte begnügen ſollen. Er beklage, daß ſie dies nicht gethan, wie er beklage, 
daß ſie jenen nothwendigen Geſetzentwurf noch nicht vorgelegt habe, wenn 
ſie dies auch aus dem immerhin anerkennenswerthen Grunde gethan, daß 
ſie die koſtbare Zeit habe ſchonen wollen. — Redner geht ſodann auf die 
biſtoriſche Geftaltung der vorliegenden Frage ein. Eine Indemnität für das 
Verfahren der Regierung liege ſchon in dem Beſchluſſe des Hauſes im ahre 
1861, fo daß ein nochmaliges Ausſprechen derſelben nicht erforderlich ſei. — 
Wenn der Landtag ſeine Continuität mit dem früheren Hauſe ebenſo aner⸗ 
kennen müſſe, wie die Regierung ihre Continuität mit der früheren Regie⸗ 
rung, ſo folge daraus und gebiete ſchon die Loyalität, daß er die im Budget 
geforderte Summe bewilligen müſſe. Wenn darauf hingewieſen, daß die 
Steigerung der Militärausgaben, die jetzt ſchon verhältnißmäßig die anderer 
Staaten überſteigen, uns dem Bankerutt entgegenführe, ſo könne man aller⸗ 
dings ſagen, daß jede Ausgabe der Anfang des Bankerutts ſei, die Grenze 
bilde aber eben der Punkt, wo die Ausgaben die Einnahmen des Staats 
überſteigen und das ſei in Preußen doch glücklicherweiſe noch nicht zu be: 
fürchten. Preußen bedürfe zur eigenen Erhaltung, zum Schutz der deutſchen 
S ſein Beruf ſei, nothwendig einer ungewöhnlich großen 
ilitärmacht. 

Nur Intereſſen verbinden die Staaten untereinander, und das Band 
wiſchen ihm und den kleineren deutſchen Staaten würde ſich löſen, wenn 
Preußen jenen Schutz zu gewähren nicht mehr im Stande ſei. Dazu bedürfe 
es eines volksthümlichen Heeres. Das preußiſche Heer ſei nach der Reor⸗ 
ganiſation ſchlagfertig und nicht minder volksthümlich, als vor derſelben. 
Damit wolle er die Verdienſte der Landwehr nicht ſchmälern. Ein möglichſt 
ſchlagfertiges Heer aber ſei eine Nothwendigkeit für eine geſunde preußiſche 
Politit. Es gebe nur drei Arten der Politik: ruhig abwarten und ſich ge⸗ 
fallen laſſen, was die Nachbarn thun wollen, oder Verfaſſungsvpolitik treiben 
wie Napoleon, oder endlich den Gang der Einmiſchung ruhig abwarten und 
energiſch eingreifen, wenn und wo das Recht verletzt iſt. Das ſei aber die 
einzige dem Rechtsſtaate Preußen geziemende Politik. Wenn der Satz eine 
Wahrheit fein ſolle: „man ſoll wiſſen, daß Preußen bereit iſt, überall das 
Recht zu ſchützen“, ſo müſſe ein ſtarkes Heer zur Dispoſition der Krone 
ſtehen, welche die Politik des Staates zu leiten habe. Es handle ſich nun 
in der That, wie der Abg. für Breslau (v. Kirchmann) mit anerkennens⸗ 
werther Offenheit ausgeſprochen, darum, wer ſoll in Preußen herrſchen? ob 
Krone, ob Parlament? man könne aber nicht darum ſtreiten, wer herrſchen 
ſoll, ſondern nur darum, wie ein übereinſtimmendes Verfahren beider Ge⸗ 
walten am beſten zu erzielen. Ein ſtarres Feſthalten an dem formellen 
Rechtspunkt führe nicht zum Heile des Staats. Wenn er 1 wäre, 
daß die Regierung in mala fide geweſen, würde er ſelbſt das Budget ver⸗ 
weigern. Das ſei aber nicht der Fall. Und wohin ſolle ein Sieg über die 
Regierung in dieſem Falle, wohin ſolle ein Regieren ohne Budget führen? 

er Sieger würde nicht einmal ſagen können: „noch ein ſolcher Sieg führt 
mich ins Verderben“; der eine Sieg ſchon ſei das Verderben des Staates. 
Die Soldaten würden knirſchen, wenn die durch die Schlacht noch nicht ge⸗ 
weihten Fahnen als Trophäen eines ſolchen Sieges in das Zeughaus wan⸗ 
dern ſollfen. — Er bitte den Conflict zu vermeiden, damit, wenn die Zeit 
der äußeren Gefahr für den Staat, die ſo fern vielleicht nicht ſei, eintrete, 
Volk und Regierung einig und die Armee das ſei, wozu wir alle ſie machen 
wollen, ein Volksheer! (Bravo zur Rechten.) 

Abg. Duncker: Nachdem der Abg. v. Hoverbeck fo lichtvoll die hiſto⸗ 
riſche und der Abg. Gneiſt ſo überzeugend die juridiſche Seite der Frage be⸗ 
leuchtet, wolle er in dieſer Richtung nichts mehr hinzufügen. Aus der ein⸗ 
ſachen Frage über die Organiſation der Armee und die dafür zu bewilligen⸗ 
den Mittel ſei eine Verfaſſungsfrage geworden. In England, auf das der 
Kriegsminiſter hingewieſen und in deſſen Geſchichte er ſich ſo bewandert ge⸗ 
zeigt, daß man ihn nur in die Conſequenzen derſelben fortgeſchritten wün⸗ 
ſchen könne, in England alſo würde dieſe Frage als eine Frage des Privile⸗ 
giums des Unterhauſes betrachtet werden, und das Unterhaus würde ſich 
wie Ein Mann für die Verfaſſung erheben, der entſchiedenſte Tory würde 
nicht anders ſtimmen. Um daſſelbe möchte der Redner auch hier erſuchen. 
Wenn das ganze Haus wie Ein Mann für den Kommiſſionsbeſchluß ſich er⸗ 
böde, jo würde die Frage gelöſt werden. Die Amendements, die geſtellt 
worden, ſeien aus dieſem Grunde nicht zu empfehlen. Der Antrag von 
Reichenſperger u. Gen. wolle Indemnität bewilligen, ohne die Garantie, daß 
die Frage geſetzlich gelöſt würde. Auch in dem Reichenſperger'ſchen Katechis⸗ 
mus würde ſich wohl die Lehre finden, daß die Sünden nicht eher vergeben 
würden, ehe nicht um die Vergebung gebeten worden wäre. Was nun den 
ſormalen Theil der Frage betrifft, ſo wolle er darauf hindeuten, daß nach 
dem Geſetze vom 3. Sept. 1814 die bewaffnete Macht aus dem ſtehenden 
Heer, den beiden Aufgeboten der Landwehr und dem Landſturm beſteht, das 
ftebende Heer aber nach § 5 dieſes Geſetzes aus einem Theil der Mann⸗ 
ſchaft der Nation von 20 bis 25 Jahre. Alſo nur aus einem Theile, der 
andere Theil gehört der Landwehr. Wo ſei dieſe? Hr. v. Patow habe in 
Anſehung des vielbeſprochenen § 15 gemeint, daß die Regierung andrer An⸗ 
ſicht geworden. Er könne dies nicht zugeben. Der Reg.⸗Commiſſar habe in 
dieſer Beziehung in der Comm. eine beftinmite Erklärung gemacht. Uebri⸗ 
gens gebe er in der Sache ſelbſt noch weiter als die Commiſſion. 
dürfe in keiner Weiſe geſtatten, daß im Frieden die Fälle eintreten, die nur 
für die Kriegszeit berechnet find, 

Was die finanzielle Seite betrifft, ſo könne man den Erklärungen des 
früheren Finanzminiſters eine andere Autorität, die er wohl gelten laſſen 
. gegenüberſtellen. Redner verlieſt die einſchlagenden Stellen des be⸗ 
an 
Aus demſelben gehe deutlich genug hervor, daß alle andern Bedürfnſſſe zu 
Gunſten des Wilitäretats bintang seht Lade Aber die Reorganiſation 
verurſache auch, daß im Militäretat ſelbſt den allerwichtigſten Bedürfnſſſen 
nicht Rechnung getragen würde. Sie erhöhe nicht die Wehrhaftigkeit, ſon⸗ 
dern mache das Land wehrloſer, indem ſelbſt für den Ausbau der Feſtungen 
und für Beſchaffung gezogener Geſchütze gegen ſonſt nur unverhältnißmäßig 
geringe Summen ausgeworfen ſeien. Der Kriegsminiſter habe freilich zu 

edenken gegeben, duß er wohl nicht immer ſo beſcheiden ſein würde. Aber 
der Finanzminiſter habe ertlärt, daß er nur fo weit, als die Lage der Finan⸗ 
zen erlauben würden, Forderungen ſtellen könne. Die Lage unſerer Finan⸗ 
zen erlaube uns ſicher nicht, 12 bis 15 Mill. für den Militäretat mehr zu 
verwenden. Wenn nun ein plötzlicher Krieg entſtände, ſo würden wir keine 
geſchloſſenen Feſtungen, nicht die erforderliche Zahl gezogener Geſchütze ha: 
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tiefes, den der Finanzminiſter an den Kriegsminiſter gerichtet hat. | hoch 
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ben. Wir würden demnach die koſtbaren Menſchenleben, 
des Staates folgen, ohne Schutz und leichtſinnig opfern. Die Organlſation, 
deren laufende Bedürfniſſe ſo hoch anwüchſen, daß ſolche Intereſſen vernach⸗ 
läßigt werden müßten, mache das Land alſo ſicher wehrloſer. — Man habe 
in finanzieller Beziehung auf den ſteigenden Flor des Verkehrs, auf das 
ſteigende Privatvermögen hingewieſen. Staats⸗ und Privatfinanzen ſeien 
aber nicht mit einander zu vergleichen. Jene könnten ruinirt und trotzdem 
dieſe zu gleicher Zeit blühend fein, (Sehr wahr!) Es komme eben der uns 
wägbare Factor „Credit“ dazu. Dieſelben Bauten, denſelben Luxus wie 
hier, würde der Hr. Kriegsminiſter auch in Wien ſehen. Und doch ſei nicht 
anzunehmen, daß unſer Hr. Finanzminiſter mit dem Leiter der öſterreichiſchen 
Finanzen tauſchen möchte, wenn auch dieſes hohe Haus den Tauſch vielleicht 
nicht ungern ſähe. (Heiterkeit) — Der Redner geht nun auf die materiellen 
Zuſtände und den wachſenden Steuerdruck ein, und bemerkt zuletzt: „Und 
dem gegenüber klingen die Bemerkungen des Hrn. Kriegsminiſters wie bit: 
terer Hohn, wenigſtens haben ſie mir dieſen Eindruck gemacht.“ 


Präſident Grabow: Ich mache dem Herrn Redner bemerklich, daß es 
meine Sache geweſen wäre, die Aeußerung zu rügen, wenn fie ſolchen 
Eindruck gemacht hätte. — Der Redner führt weiter aus, daß trotz des 
ſteigenden Luxus die Lage der Arbeiter bei ſolchen Preiſen für Wohnun 
und Lebensmittel nie ſo gedrückt geweſen, wie jetzt. Und trotzdem gehe dur 
das ganze gegenwärtige Streben des Volks ein idealer Zug, eine wahre 
Luſt an großen nationalen Zielen. Das Volk müſſe nur in ſeinen Stre⸗ 
bungen verſtanden werden. Der Kriegsminiſter aber verſtehe weniger die 
Sprache des Volks, als die der Soldaken. Er habe angeführt, daß durch 
die Armeeorganiſation die allgemeine Wehrpflicht Wahrheit geworden, daß 
man eine große Laſt von den Schultern der Landwehr abgewälzt habe. 
Wenn dies im Princip richtig ſei, jo gehe doch nicht daraus hervor, daß es 
in der Organiſation richtig durchgeführt ſei. Es hätte vielmehr nur im 
Geiſte des Geſetzes vom 3. Sept. 1814 richtig ausgeführt werden können. 
So lange die zweijährige Dienſtzeit beſtanden, wären keine Klagen laut ge⸗ 
worden, erſt nach dem Jahre 1850, bei Einführung der dreijährigen. Ob 
nun wohl die Vortheile der neuen Einrichtung die Nachtheile der Elimini⸗ 
rung der Landwehr aufwögen? — Der Redner conſtatirt die Zurückſetzung 
der Landwehr, indem ſie ihre berechtigte Stellung in der mobilen Feldar⸗ 
mee verloren und ein unvollſtändiges Offiziercorps erhalten habe. Der 
Kriegsminiſter ſage zwar, man erweiſe dadurch der Landwehr eine Wohl⸗ 
that, aber das ſei ungefähr eine Wohlthat, die man der Stieftochter erweiſe, 
wenn man fie vom Ball zurücklaſſe. — Der Redner kommt nun darauf zu⸗ 
rück, daß die Armee durch die Organiſation nicht ſchlagfertiger geworden. 
Was die Stellung des Heeres zum Volke betrifft, ſo beſtreite er nicht, daß 
das ſtehende Heer auch zum Volke gehöre. Es werde aus dem Volke aus⸗ 
gehoben, gehe aus ihm hervor, aber er beſtreite, daß der Bürger, wenn er 
Soldat geworden, Bürger bleibe. Das ſei die Verſchiedenheit gegen die 
Stellung des alten Geſetzes. Zu der Schlagfertigkeit gehöre auch der volle 
Glauben an die Wehrkraft (Bravo). Den hatten wir an der Landwehr; 
es ſei fraglich, ob man ihn zu dem ſtehenden Heere habe. Hier müſſe er 
auch jenes unlösbaren Widerſpruches gedenken, der zwiſchen der Erklärung des 
Kriegsrathes Sixtus, vom 26. Juli, und den jetzigen Aeußerungen des Herrn 
Kriegsminiſters obwalte. { 

Letzterer behaupte, die Beſtände (in den Ausrüſtungsgegenſtänden für die 
Landwehr) ſeien wieder vollkommen ergänzt (bejahendes Zeichen des Herrn 
v. Roon), während ſechs Wochen vorher der Commiſſar des Miniſters dieſe 
Ergänzung erſt in ſpätere Ausſicht geſtellt. Da inzwiſchen kein außerordent⸗ 
licher Credit zu dieſem Behufe verlangt oder bewilligt worden, ſcheine ihm 
ein Widerſpruch zwiſchen den beiden Thatſachen zu beſtehen. Der Redner 
beſpricht die Leiſtungen der Landwehr in den Befreiungskriegen. Trotzdem 
hätte die Landwehr damals an vielen Mängeln gelitten, von denen heute 
keine Spur vorhanden. Es ſei nicht richtig, daß damals eine große Menge 
ausgedienter Offiziere und Unteroffiziere vorhanden geweſen. Er ſei zufällig 
im Beſitz eines untrüglichen Documents, einer Beilage zu den Militär⸗ 
Wochenblättern; darnach hätte in der oſtpreußiſchen Landwehr nur ein 
Drittel altgedienter Leute ſich befunden. Heute hätten wir nur ausgediente 
Leute und ein Material an Landwehr⸗Offizieren, von dem der Kriegsminiſter 
ſelbſt verſichert, daß keine andere Armee ſeines Gleichen habe. Da ſei aber 
wünſchenswerth, daß dieſes vorzügliche Offiziercorps auch recht gewürdigt 
werde, daß man ihm nicht Dinge zumuthe, die mit ſeinem bürgerlichen Be⸗ 
wußtſein in Widerſpruch ſtänden. Er erinnere daran, daß der Rechtsanwalt 
Dorn feinen Abſchied als Landwehr⸗Offizier nehmen mußte, weil er bei Ver⸗ 
theidigung Waldecks feine Pflicht gethan (Hört!), daß ganz neuerdings der 
Lieutenant Schönfeldt aus dem Offiziercorps entlaſſen, nur weil er ſeine 
demokratiſche Ueberzeugung bekannt habe. (Hört! hört!) Man frage, wo 
die Kluft zwiſchen Soldat und Bürger ihren Urſprung genommen! Dieſelbe 
ſei nicht aus dem Volk, nicht aus der Preſſe, ſie ſei ſo alt, wie die Land⸗ 
wehr ſelbſt, ſei auf dem Schlachtfelde über den Leichen der Gefallenen ent⸗ 
ſtanden. Er führe dafür an als Gewährsmann den früheren General⸗Audi⸗ 
teur der Armee, Landwehr⸗Major, Ritter des eiſernen Kreuzes 82 c 8 der 
wiederholt in ſeinen Schriften die Unbilden hervorgehoben, welche die Land⸗ 
wehr ſchon 1813 zu ertragen gehabt. (Der Redner verlieſt die einſchlägigen 
Stellen.) Ich möchte ſagen, ſchließt der Redner, die Landwehr iſt die erſte 
conſtitutionelle Schöpfung Preußens; das Landwehrgeſetz iſt das 
erſte Geſetz, welches, hervorgegangen aus der Initiative einer Volksvertre⸗ 
tretung, nämlich der ofipreubifhen Stände, mit der Krone vereinbart wor: 
den iſt. Sie alle erinnern ſich, daß vom preußiſchen Landtage uns durch 
orks, Steins, des Grafen Dohna und anderer erleuchteter Männer Be⸗ 
mühungen der vollſtändige Entwurf für die Organiſation der preußiſchen 
Landwehr fertig gemacht worden, daß dieſe Provinzen ſich erboten, in dieſer 
Weiſe 20,000 Mann auszurüſten — das alles geſchah ſchon im Febr. 1813 
— und daß mit dem fertigen Landtagsbeſchluſſe der Graf Dohna nach Bres⸗ 
lau zum Könige geſchickt wurde, wo allerdings v. Scharnhorſt derartige 
Pläne bis dahin in der Stille ſeines Cabinets gemacht worden waren, die 
aber noch nirgend Ausdruck und Erſcheinung gewonnen hatten, und daß erſt 
das Erſcheinen der Abgeſandten der preußiſchen Stände der Landwehr 
eigentlich den Urſprung gegeben hat, indem nun Scharnhorſt ſeinen früheren 
Entwurf mit dem der Stände in Einklang feste, e 

Wenn die Landwehr nun ſo die erſte und vorzüglichſte Organiſation jener 
Tage, ſo iſt ſie auch die einzige vollendete Schöpfung derſelben, denn wir 
Alle wiſſen, daß doch von den großen Hoffnungen und Erwartungen, mit 
denen ſo Viele damals in das Feld gezogen ſind, das Allerwenigſte in Er⸗ 
füllung gegangen iſt, daß am Allermeiſten die Hoffnungen geſcheitert ſind, 
die auß ein einiges deutſches Vaterland ſchon damals in dem kämpfen⸗ 
den preußiſchen Heere beſtanden. So lange dieſe Kriegsverfaſſung daher 
exiſtirt, meine ich, iſt noch das Band der Verſtändigung vorhanden, das 
uns an die übrigen deutſchen Stämme knüpft, die wahrhaftig durch ein 
großes ſtehendes Heer, welches nur geeignet iſt, das ſogenannte ſpezifiſche 
Preußenthum groß zu ziehen, nur zurückgeſtoßen werden können. (Sehr 
richtigl) M. H.! Sie (ur Rechten) baben uns oft vorgeworfen, daß wir 
uns nur auf ein Blatt Papier, auf eine geſchriebene Verfaſſung ſtützen, daß 
wir aber die lebendig gewordenen älteren Geſetze des Landes zu gering 
ätzen. Nun, m. H., ich glaube, ein lebendigeres ein mehr in alle Kreiſe 
des Volkes gedrungenes Geſetz wie die Landwehr⸗Verfaſſung hat es nie ge⸗ 
eben (Bravo!), und ich glaube daher, daß wir mit allen Kräften daran 
feßdalten müſſen; — ob wir dieſe Landwehr⸗Verfaſſung erhalten, viel⸗ 
mehr, ob wir fie in dem alten Geiſte wieder herſtellen können, das ſteht 
dahin, aber unſere Pflicht iſt es, dieſes Landwehrgeſetz von 1814 nicht minder 
och zu halten, wie unſere Verfaſſung! Ich meine, man kann vielleicht 
glauben, daß die alten Schriftzüge etwas verbleicht und vergilbt ſind, und 
man deshalb verſuchen wird, ſie mit neuen, feineren Schnoͤrkeln zu über⸗ 
kleiden. M. H.! Es wird nicht gelingen; die alten blutgetränkten Zeichen, 
ſie werden immer wieder zum Vorſchein kommen und ſollte man 
es ſtatt mit ſophiſtiſchen Künſten, ſollte man es wie weiland Kaiſer Ferdi⸗ 
nand mit einem andern Majeſtätsbriefe verſuchen, ftatt der Dinte die 
Scheere anzuwenden, ſo erinnere ich daran, daß dieſer Schnitt dem deutſchen 
Volke den 30jährigen Krieg und den Untergang als Nation eingebracht hat. 
Ich hoffe, daß ein ſolches Schickſal dem Staate Friedrich II. und dem Staate 
der Landwehr fern bleiben wird. Für uns aber möchte ich noch an eins 
erinnern. Als am Schluſſe des unglücklichen Jahres 1806 der Miniſter 
Frhr. v. Stein nicht in eine Organiſation willigen und nicht in dieſelbe ein⸗ 
treten wollte, weil er ſie für verderblich hielt, wurde er im Zorn und in 


die der Führung 


Ungnade entlaſſen als ein trotziger, ungehorſamer Staatsdiener, auf 
deſſen Dienſte ſich der Staat keine große Hoffnung machen könnte. M. H.! Auch 
uns, die Majorität dieſes Hauſes, könne man als ungehorſame, troßige, un⸗ 
brauchbare Werkzeuge von dannen ſtoßen, aber ſo gewiß ich hier ſtehe, die 
Stunde wird kommen, wo man uns rufen wird! (Allſeitiges Bravo! 
Klatſchen und Bravo auf den Zuhörer⸗Tribünen. — Der Präſident macht 
mit ſtarker Stimme darauf aufmerkſam, daß bei Wiederholung derartiger 
Zeichen er ſämmtliche Tribünen ſofort räumen laſſen werde.) Miniſter 
v. Jagow iſt während dieſer Scene eingetreten. 


Finanzminiſter v. d. Heydt: Der letzte Herr Redner hat ſich veranlaßt 
geieben, den Brief, welchen ich beim Antritt meines jetzigen Amtes an den 

riegsminiſter richtete, und der nur durch ein Verbrechen zur allgemeinen 
Kenntniß gekommen iſt, in Bezug zu nehmen. Ich kann dem hohen Haufe 
überlajjen, ob dies gerechtfertigt war. (Ruf links: ja wohl!) Ich glaube, 
daß das hohe Haus ſich nur mit den Regierungserklärungen zu befaſſen 
hat, welche von ihren Vertretern in den Commiſſionen und durch die offie 
ziellen Organe namentlich in dem Etat abgegeben werden. Aus dem Etat 
pro 1863 wird das Haus entnommen haben, daß es möglich geworden iſt, 
neben den für die Militärverwaltung in Anſpruch genommenen Fonds noch 
für alle übrigen Zweige der Verwalkung bedeutend mehr Ausgaben in Aus⸗ 
ſicht geſtellt find. Auch er hat nicht im Entfernteſten dargethan, wie die 
Regierung denn anders hätte verfahren können, ohne die ihrer Wahrung 
anvertrauten Intereſſen des Staates zu verletzen. Iſt nun aber die von 
der Commiſſion vorgeſchlagene Abſetzung überhaupt unmöglich, was will 
man dann durch den Beſchluß erreichen? Will man in der Verwaltung eine 
Stockung für die verſchiedenen Reſſorts, ſofort ein Inhibitorium eintreten 
laſſen? Sollen die Bauten der Eiſenbahnverwaltung, der Häfen, Ströme 
ſiſtirt werden, wenn der Etat wegen eines ſolchen Be 1 nicht zur Aus⸗ 
führung kommen kann? Hat man die Wirkungen eines folhen Beſchluſſes 
nach innen und außen wohl erwogen? at durch das Bewilligungsrecht 
motivirt das Recht der Zuſtimmung, ſo ſtehen dieſem Rechte die ernſteſten 
Pflichten zur Seite. Ein früherer Präſident dieſes Hauſes hat bei einem 
Anlaſſe unter Beifall erklärt, die Ausübung der höchſten Rechte des Hauſes 
beſtehe in der Erfüllung ſeiner Pflichten. (Ruf links: ſehr wahr!) Als das 
Staatsminifterium es bei einer Adreßdebatte als unumſtößliche Pflicht er⸗ 
klärte, die Rechte der Krone mit Entſchiedenheit zu wahren und nicht zuzu⸗ 
geben, daß der Schwerpunkt des Regiments in das Abgdordnetenhaus ver⸗ 
legt werde, erhob ſich von allen Seiten ein Widerſpruch gegen die Annahme, 
daß überhaupt im Lande eine Partei dieſes Zieles exiſtire. (Der Miniſter 
verlieſt die bezügliche Stelle der Adreſſe, ſ. indeß unten Schulze⸗Delitzſch.) 
Meine Herren, jene feierliche c an hier ſich zu bewähren haben. 
Sie werden einem Vorſchlage nicht zuſtimmen wollen, der, wenn auch unab⸗ 
ſichtlich, auf nichts weiter hinausgehen würde, als auf ein ſolches Ziel. Mit 
einem ſo eclatanten Beſchluſſe, wie die Commiſſion Ihnen vorgeſchlagen hat, 
iſt meines Wiſſens noch in keinem conſtitutionellen Lande die Volksvertre⸗ 
tung der Regierung entgegen getreten, ſondern man hat die Oppoſition bei 
ſolchen Ausgaben geltend gemacht, bei deren Ermäßigung ein Nachtheil für 
die allgemeine Verwaltung nicht zu beſorgen war. Hier machen Sie Dips 
ſition in einem Falle, welcher doch den oberſten Kriegsherrn fo nahe ber 
rührt (Unruhe). Meine Herren, Sie haben die Regierung an ihre Pflichten 
erinnert, geſtatten Sie, daß ich Sie bei dieſem Anlaß an die Pflichten des 
Hauſes erinnere. } E 

Abg. Graf Schwerin: Die a a Frage ſei bereits von allein 
Seiten ſo beleuchtet, daß man nur das Wort nehmen dürfe, wenn man glaube 
neue Punkte in die Discuſſion zu bringen, oder wenn man ein perſönliches 
Intereſſe dabei habe, ſein Votum zu rechtfertigen. Das letzte Moment ſei 
es, weshalb er das Wort nehme, weil er ſich nicht darauf beſchränken zu 
dürfen glaube, in dieſer Frage r abzuſtimmen. Der Abg. v. Patow 
habe ſeinen Standpunkt bereits vollkommen vertreten, ebenſo der Abg. von 
Vincke in ſeiner ſtaaksmänniſchen Rede, wie ſie der Kriegsminiſter genannt 
habe. — Vorher wolle er ſich gegen die Angriffe des Abg. für Stolp ver⸗ 
wahren, der die Gelegenheit nicht vorübergehen ließ, ſein Steckenpferd zu 
reiten und Angriffe genen die ſogenannte „neue Aera“ zu ſchleudern. Die 
abgetretenen Miniſter ſeien es nicht geweſen, die ihrer Verwaltung dieſe Be⸗ 
zeichnung beigelegt hätten; ſie ſei vielmehr ausgegangen von der demokrati⸗ 
ſchen Preſſe; die Bezeichnung datire von Männern her, die etwas anderes 
von dieſer Verwaltung erwarteten, als ſie erfüllen wollte und konnte. Die 
Verwaltung wußte, daß ſie neue Zuſtände in Preußen nicht einführen konnte, 
daß es ihre Aufgabe nur war, den alten preußiſchen Traditionen entſpre⸗ 
chend, eine ſtreng geſetzliche Verwaltung zu führen oder herbeizuführen und 
auf dem Gebiete der inneren Geſetzgebung eine vorſichtige, aber ſtetige Re⸗ 
formpolitik zu verfolgen, an der Hand die Verfaſſung, und endlich den gu⸗ 
ten Finanzzuſtand des Landes zu erhalten. Wie weit dies gelungen, das 
zu beurtheilen überlaſſe er der öffentlichen Meinung. — Daß in mancher 
Beziehung gefehlt ſei, erkenne er an; ſo viel ſei aber gewiß, die frühere Ver⸗ 
waltung übernehme die vollſtändige Verantwortlichkeit für ihre Mitwirkung 
auch in Bezug auf die Militärfrage, und ſie ſei nicht geſonnen, ſich dieſer 
Verantwortlichkeit zu entziehen. Er bedauere es, daß dieſe Verantwortlichkeit 
augenblicklich nur eine moraliſche ſei; er wünſche, daß es eine juridiſche 
wäre, daß das Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz exiſtirte, und er würde mit 
Ruhe erwarten, ob dieſes Geſetz zur Anwendung gebracht würde; er würde 
alsdann wenigſtens der leeren Drohungen überhoben ſein. (Bravo.) Dies 
ſei ſein letztes Wort über die Zeit, die hinter uns liege. Zur Sache ſelbſt. 
Die Deduetion der Commiſſion ſei: wir haben das Recht fo zu beſchließen 
und Nein 2 7 ſagen, und es iſt unſere Pflicht, ſo 85 beſchließen, um die 
Chre und Würde des Hauſes aufrecht zu erhalten. Das Erſtere beſtreite er 
Niemand, das zweite führe ihn dazu, daß er Ja ſage, indem er glaube, daß 
er damit den Intereſſen des Landes diene, und daß der Friede nur auf 
dieſe Weiſe hergeſtellt werden könne. F 

Ein Theil der Gegner beftreite, daß die Maßregel ſich innerhalb der Ge⸗ 
ſetze halte; ein anderer Theil der Einwendungen beruhe auf dem Gedanken, 
daß zu einer Organiſation erſt ein Geſetz erforderlich ſei; ein dritter Theil 
Bern auf der Gegenüberſtellung der 1 5 von Volksheer und ſtehendem 
Heer und der vierte Theil entwickle den Finanzpunkt. Alle dieſe Einwen⸗ 
dungen halte er für nicht zutreffend. Zunächſt behaupte er, daß die Regie⸗ 
a beſtehende Geſetze nicht verletzt habe. Die Beſtimmung der Truppen⸗ 
ſtärke ſei Sache der Executivgewalt des Staates unter der Vorausſetzung, 
daß dieſe innerhalb der Geſetze erfolge und die Mittel von der Landesver⸗ 
tretung dazu bewilligt werden. 

Es würde immer noch Aufgabe ſein, nachzuweiſen, wo das Geſetz ver⸗ 
letzt ſei. Die Commiſſion ſagt, wenn das Geſetz auch noch nicht verletzt ſei, 
ſo werde es doch in der Conſequenz verletzt werden wüſſen. Der Grund ſei 
unhaltbar, denn man habe es mit der Gegenwart > thun, und die Regie⸗ 
rung habe die Erklärung abgegeben, daß ſie ein Geſetz vorlegen wolle. Was 
nun den zweiten Punkt anlange, ſo halte er auch dieſe Ausführungen nicht 
ür zutreffend; der Redner, der dieſe Anſicht vertheidigt habe, ſei von falſchen 

orausſetzungen ausgegangen. Er (Redner) behaupte, daß jede dauernde 
Organiſation, ſo weit ſie ſich innerhalb der Geſetze halte, keines Geſetzes be⸗ 
dürfe; ſie ſei das ausſchließliche Recht des Landesherrn, und nur ſoweit 
dazu Geld erfordert werde, habe die Volksvertretung mitzuſprechen; deshalb 
ſei das Budget der geeignete Ort dafür. Die Durchführung eines Geſetzes 
durch alle Stadien der Geſetzgebung würde die noch übrige geit bis zum 
Schluſſe des Jahres hinwegnehmen. Ihm ſcheine deshalb der Vorſchlag des 
Abgeordneten Stavenhagen als der geeignetite, 

Den Gegenſatz von Volksheer und dem ſtehenden Heere verſtehe er nicht 
und wie er ihn verſtehe, wolle er ihn nicht verſtehen. Er könne nicht glau⸗ 
ben, daß die Landwehr etwa als e betrachtet werden koͤnne; 
unſere Armee werde fort und fort das ſein, was das Geſetz vom 
zur 1814 bezeichnet. Seien es nicht die Söhne des Landes, denen die 

ertheidigung des Vaterlandes obliege? Noch heute würden junge Leute 
zu Landwehrofſizieren gemacht, fein eigener Sohn ſei es geworden, und in 
dieſer Beziehung habe die Organiſation der Landwehr nichts von ihrer 
Volksthümlichkeit genommen. Er müſſe die Frage, welche die brennendſte 
iſt, ebenfalls berühren; es ſei die Frage von der zweijährigen Dienſtzeit. 
Er ſei nicht Militär und traue ſich darüber kein eigenes Urtheil zu, ja er 
erkenne heute noch als einzig maßgebende Autorität die für drei Jahre ſich 
ausſprechende an; aber er könne ſich der Wahrnehmung nicht verſchließen, 
daß eine allgemeine Stimmung durch das Land gehe, die die zweijährige 
Dienſtzeit für ausreichend erachte. Man könne annehmen, es ſei dies das 


Reſultat der Agitation, oder der Ueberzeugung; es ſei jedenfalls Thatſache 
Er würde es für ein großes Glück halten, wenn die Regierung 1863 die 
zweijährige Dienſtzeit bei wollte (Bravo), weil er hoffen dürfe, daß 
dadurch eine Einigung herbeigeführt werde. Er würde es für eine große 
Calamität halten, wenn dieſe Einigung nicht herbeigeführt werde. Und nun 
um Schluſſe. Sie (zur Linken) bedienen ſich Ihres Rechts, indem Sie nein 
Kam: wir bedienen uns unſeres Rechts, indem wir Ja jagen, und wir jind 
uns bewußt, unſere Schuldigkeit gethan zu haben, gegen den König, dem 
wir Treue geſchworen, gegen das Land, deſſen freiheitliche Entwickelung wir 
15 5 und gegen die Verfaſſung, welche wir zu beobachten haben. 
ravo re N 
Abg. Schulze reh Es muß auffallen, daß nachdem nun ſchon am 
dritten Tage über die vorliegende Frage dehattirt wird, immer und immer 
wieder noch der Rechtspunkt erörtert wird. Ich denke, wir ſehen uns einmal die 
Erklärung, welche die Regierung darüber am Donnerstag abgegeben, näher 
an; Sie werden dann mit mir übereinſtimmen, daß gerade ſie uns veran⸗ 
laſſen muß, gegen die Forderungen der Regierung zu ſtimmen. Die Regie⸗ 
rung erkennt an, daß die Reorganiſation ſo lange nicht als eine definitive 
ir betrachten iſt, bis die Zuſtimmung dazu in Form eines Geſetzes ertheilt 
ft und will das Beſtehende bis dahin beibehalten. Die Regierung verletzt 
ja aber gerade das Beſtehende, und wir ſind es, die daſſelbe beibehalten 
wollen; die Regierung iſt es, die etwas Neues, einſeitig ins Leben Gerufe⸗ 
nes in das Beſtehende hineinſchieben will, Denn das Proviſorium iſt eben 
nicht bereits Beſtehendes, ſondern etwas Neues. Wenn wir in allen ſolchen 
Fallen annehmen wollen, daß das einſeitig geſchaffene Proviſorium fo lange 
gelten ſolle, bis etwas Neues an die Stelle geſetzt worden, dann begreife ich 
nicht, wozu die Volksvertretung überhaupt da iſt. Es handelt ſich hier um 
das Recht der Volksvertretung bei Feſtſtellung des Etats, um ihr Recht der 
Mitwirkung in der Geſetzgebung. Die Unterrichtsregulative geben Ihnen 
ein Beiſpiel von den aus derartigem Verfahren hervorgehenden Zuftänden. 
Die a läßt das Alte fo lange beſtehen, bis ein Unterrihtsgefeb 
ergangen ſein würde; jo haben wir denn das Proviſorium auf dieſem Ge: 
biete ſeit acht Jahren, und wenn nicht eine Uebereinſtimmung der drei Fak⸗ 
toren der Geſezgebung zu erwarten iſt, behalten wir das Proviſorium in 
alle Ewigkelt. Und fo iſt es hier: wir haben ein Definitivum in Form des 
Propiforiums. g 
Man ſagt Ihnen: Sie dürfen dies Proviſorium nicht ändern, ſonſt des⸗ 
organiſiren Sie die Armee. Was geſchieht denn aber, wenn Sie dem von 
der Regierung vorzulegenden Geſetz nicht zuſtimmen? Wenn die Regierung 
ein Geſez vorlegt, dem die Landesvertretung nicht zuſtimmen kann? Die 
Regierung braucht nur die Form des Proviſorismus beizubehalten und 
dann bleibt's dabei. Man jagt uns, die Regierung ſei in ihrem jetzigen 
Verfahren in bona fide geweſen. Nun, es iſt doch wahrlich ſehr gleichgiltig, 
ob wir in bona fide oder nicht um unſere verfaſſungsmäßige Mitwirkung 
kommen: (Heiterkeit) Das Amendement Reichenſperger enthält allerdings 
ſehr ſchätzbares Material für „den guten Glauben“ der Regierung; ich meine 
doch aber, die wahre Anſicht des Hauſes und der Regierung wäre genügend 
conſtatirt worden dadurch, daß das Extraordinarium noch auf ſechs Monate 
über den Ablauf des Etatsjahres hinaus bewilligt wurde. Das hat doch 
nur Sinn in der Auffaſſung, daß eben ein einmaliges Extraordinarium be⸗ 
willigt werden ſollte. — Man hat uns nun darauf aufmerkſam gemacht, 
wir ließen unberückſichtigt, daß die für 1862 geforderten Summen ſchon 
zum größten Theil verausgabt, und Erſparniſſe für den Reſt des Jahres 
nicht mehr möglich ſeien. Beides iſt richtig, aber beide Thatſachen ſind 
durchaus nicht unberückſichtigt geblieben. Wir wiſſen, daß die verausgabten 
Millionen nicht zurückgeſtellt werden können; wir wiſſen, daß uns das Mit: 
tel der Miniſteranklage nicht zu Gebote ſteht, wir wiſſen, daß das Land, 
wie ſo viel andere, auch dieſes große Opfer am letzten Ende wird bringen 
müſſen. Die Regierung hat nun ſelbſt anerkannt, daß unſere nachträgliche 
Genehmigung erforderlich iſt. Der Satz iſt richtig, die Anwendung aber, 
die mE aufzufordern, dieſe Invemnität nachzuſuchen, wäre überaus 
gefährlich. Wir ſind doch wahrlich nicht in der Lage, die Regierung zu 
bitten, die Idemnität nachzuſuchen, und wir ſind auch nicht in der Lage, 
dieſelbe zu ertbeilen, fo lange man von dem eingeſchlagenen Wege nicht 
wenigſtens abweicht. Wir haben nicht die Initiative, wir können keine Vor⸗ 
lage zur geſetzlichen Regelung machen in dieſer Angelegenheit; das kann nur 
die Regierung. Wir wollen ja auch nichts Unmögliches, wir wollen nur 
die Regierung auf den geſetzlichen Weg bringen, wir wollen nur eine Ab⸗ 
wehr des ungeſetzlichen Verfahrens der Regierung für die Zukunft. 
Die Regierung hat die Wahl; ſie kann die Dinge in den alten Zuſtand 
zurückführen oder eine Geſetzesvorlage machen und Indemnität für ihr bis⸗ 
heriges Verfahren nachſuchen. Und es iſt der höchſte Grad der Verdrehung 
des Sachverhalts, wenn man der Volksvertretung den Vorwurf der 
Schroffheit macht.“ Der Staatsregierung, die hier, wo es ſich um 
Pflicht und Ehre der Volksvertretung handelt, keinen Schritt nachgeben will, 
iſt dieſer Vorwurf zu machen! (Bravo.) Unſere Stellung, die Erfüllung un⸗ 
ſerer Pflicht iſt wahrlich eine ſchwere. Der Herr Finanzminiſter hat auf die 
von uns an die Krone erlaſſene Adreſſe hingewieſen; er hat auch einzelne 
Sätze verleſen; dabei iſt ibm indeß der Irrthum paſſirt, daß er nicht die 
Adreſſe, ſondern Stellen aus dem nicht angenommenen Entwurf des Herrn 
v. Vincke verleſen hat (große Heiterkeit), Man ſpricht von einer Tendenz in 
der Landesvertretung, den Schwerpunkt der verfaſſungsmäßigen Gewalten zu 
verlegen. M. H., der Schwerpunkt der Gewalten wird verlegt, wenn die 
königl. Staatsregierung der Volksvertretung anſinnt, daß ſie nur eine Be⸗ 
willigungspflicht, nicht ein Bewilligungs recht hat! (Beifall.) Es iſt das 
ein ſchweres Attentat gegen die verfaſſungsmäßige Stellung der Volksver⸗ 
tretung. — Seit länger als zwei Jahren hat dieſes Haus in ſeiner Majo⸗ 
rität alles Mögliche verſucht, um die Staatsregierung in Milde und Nach⸗ 
giebigkeit auf den rechten Weg zu leiten. Jetzt muß man doch überzeugt 
fein, daß dieſe Abſicht auf dieſem Wege nicht zu erreichen iſt, jetzt haben 
auch die anderen Parteien die dringendſte Veranlaſſung, mit uns zu gehen. 
Es handelt ſich nicht um Budgetverweigerung, die geſchieht nicht von dieſem 
Haufe, ſondern vielleicht von einem anderen Factor der Geſetzgebung. 
Auf die Finanzfrage eingehend, hebt Redner hervor, er ſei gewiß der 
Letzte, der den Werth der Statiſtik anzweifeln wollte; man habe aber doch 
in den vielerwähnten Forſchungen der Herren Engel und Czörnig nicht blos 
auf die Zablenreihen, ſondern auf die von Beiden gezogenen Schlußreſultate 
geſehen. Wenn ſchon Oeſterreich trotz ſeiner ausgezeichneten Verhältniſſe, 
durch ſeire Militär⸗Anforderungen an den Rand des Bankerutts gebracht 
worden, ſo habe Preußen ſich gewiß zu hüten, ſchon im Frieden ſein Mi⸗ 
litärbudget immer mehr in die Höhe zu ſchrauben. — Redner gebt fodann 
auf die in dem bekannten von der Heydt'ſchen Briefe in dieſer Beziehung 
enthaltenen Anführungen über. a 5 f 
Es iſt das ein ſehr werthvolles Document, dieſer Brief, und wenn der 
Hr. Finanzminiſter Gewicht darauf legt, daß es ſich um ein vertrauliches, 
nur durch Zufall in die Oeffentlichkeit gelangtes Schreiben handelt, ſo iſt 
gerade dieſe „Vertraulichkeit“ das Moment, welches uns veranlaßt, dem 
Inhalte ganz beſonders Glauben beizulegen. Der Hr. Finanzminiſter braucht 
dem Zufall gar nicht böſe zu ſein, dem wir die Kenntniß des Schriftſtücks 
verdanken. Es ſind Anſichten darin ausgeſprochen, die ihm gewiß nur zur 
rößten Ehre gereichen (Heiterkeit; Hr. v. d. Heydt verbeugt ſich). Es iſt 
bon von anderer Seite geſagt worden, daß der Hr. Kriegsminiſter die An⸗ 
gelegenheit auf die eine Frage reducirt habe: Iſt Geld da? Wenn Geld 
da iſt, fo muͤſſen wir bezahlen. Ich verweiſe dem gegenüber auf den Zus 
ſtand der andern Verwaltungszweige; ſchon bei der Adreßdebatte iſt der 
Zuſtand unſeres Unterrichtsweſens hervorgehoben worden. Welchen Effelt 
wird es machen, wenn dieſen vielbeſprochenen Uebelſtänden nicht abgeholfen 
wird? Das Reſultat wird ein gefahrvoller Defekt an geiſtigem Kapital fein, 
der ſehr bald ſich in erſchreckenden Zahlen auch auf materiellem Gebiete doku⸗ 
mentiren wird. N 
Nur um vor Mißdeutungen zu wahren, will ich kurz auch den Zweck 
unſerer Haltung berühren. Wir wollen in der Landwehr den Kern eines 
Voltsheeres, eines „Volkes in Waffen“, wie es an höchſter Stelle ſo ſchön 
bezeichnet worden iſt. Wir erkennen an, daß die Landwehr verbeſſerungs⸗ 
bedürſtig, wir behaupten aber auch, daß fie verbeſſerungsfähig iſt. Wir 
ſehen in jener Reorganiſation eine Abweichung von der Landwehr, eine 
Schwächung der Landwehr, eine Verlegung des Schwerpunkts, um doch ein⸗ 
mal dieſen beliebten Ausdruck zu brauchen, in das ſtehende Heer. — Wenn 
man von dem Princip des Soldheeres übergeht auf das Princip des Volt 
Heeres, wenn die Bürger das Heer bilden ſollen, dann iſt die Dienſtzeſt jo 
abzumeſſen, daß die Bürger jo wenig als mͤglich von ihrem Berufe abge⸗ 
zogen werden, daß nicht mehr als die nothwendige Zahl bei den Fahnen ge⸗ 
balten wird. Dies war auch der leitende Grundſatz im Jahre 1814. Da⸗ 
mals war in dem Verhältniß zu dem früheren die dreijährige Dienſtzeit 
eine große Abkürzung. Als ſich ſehr bald gezeigt hatte, daß 3 Jahre nicht 
einmal nöthig, wurde auch dieſer Zeitraum noch verkürzt. Will die Regie⸗ 
rung uns nun ihre Vorlagen acceptabel machen, fo iſt dies nur möglich 
durch Herabſetzung der Dienſtzeit. Wir verkennen dabei nicht gewiſſe Vor⸗ 
züge der Reorganiſation, über die wir uns des Weiteren auszusprechen ba: 
ben werden, wenn die Regierung uns danach fragen wird. 
Wenn der Abg. v. Vincke (Strehlen) von dem Verhältniß der ſtehenden 
zu den Volksheeren behauptet hat, daß in einem Kampfe die erſtern immer 
ſiegreich fein werden, jo ſteht ihm die Anſicht eines namhaften ſchweizeriſchen 
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Statiſtikers entgegen, welcher gerade das Gegentheil behauptet. Eins iſt aber 
ſo wenig wahr, wie das andere: Volksheere haben unverkennbare Vorzüge, 
wenn ſie an der rechten Stelle und im rechten 5 verwendet werden; 
aber wenn man den Geiſt aus ihnen heraustreibt, ſo dürften ſelbſt wenig 
geſchulte Fachheere leicht fertig mit ihnen werden. Allerdings hat Friedrich 
der Große, wie eingewendet wird, ſeine Siege mit einem ſtehenden Heere 
erfochten, damals waren aber die Verhältniſſe andere Verhältniſſe als jetzt; 
der große Mann hat in dieſer und manch anderer Beziehung eine neue Aera 
angebahnt. Wenn er jetzt lebte, würde er auch jetzt ſeine Zeit verſtehen; er 
würde ſeine Landwehr zu ſchätzen wiſſen und in ihrer weitern Ausbildung 
zeitgemäß verfahren. 85 

Man ſagt ferner, die politiſche Lage ſoll uns beſtimmen, die Vorlage 
der Regierung zu genehmigen. Ich gebe zu, daß der politiſche Horizont um⸗ 
düftert iſt, daß die politiſchen Verhäliniſſe ſich vielfach in der größten Span⸗ 
nung beſinden. Wenn aber daraus folgen fol, daß die neue Heeresreorga⸗ 
niſation unbedingt annehmbar und als vorzüglich anzuerkennen iſt, fo iſt das 
eben eine petitio prineipii, Wir glauben gerade, daß eine Desorganiſa⸗ 
tion in der Zurückſetzung der Landwehr liegt. Nur ein Mittel, fagte früher 
einmal der Abg. v. Vincke, durch welches Preußen ſtark und mächtig werden 
kann, iſt vorhanden, das ſind die nationalen Sympathien. Das meinen wir 
auch, und darum wollen wir die Landwehr ſchützen vor der Desorganiſation. 
Wenn uns große Kämpfe bevorſtehen, zu denen wir die Sympathien der 
Nation bedürfen, fo iſt die erſte Bedingung dafür der Friede im Innern, 
der Friede zwiſchen Volk und Regierung. Nur wenn wir die ganzen mora⸗ 
ſiſchen Factoren heranziehen, die ganze Opferwilligkeit des Volkes in Bewe⸗ 
gung ſetzen können, haben wir Ausſicht zu fiegen. (Bravo.) Mit Conſtantin 
dem Großen ſage ich hier: in hoe signo vinces. Und das war auch der 
Grundgedanke des Geſetzes vom September 1814 über die Landwehr. 

Redner geht ſodann auf einzelne Ausführungen der Vorredner ein: Von 
einer Theilung der Arbeit könne auf dieſem Gebiete nicht die Rede ſein; je⸗ 
der Einzelne möge befähigt ſein, in ſich den ganzen Menſchen, den ganzen 
Bürger zu fühlen; dazu gehöre Waffenbereitſchaft und Mannesmuth; der 
wahre Bürger müſſe Vaterlandsvertheidiger ſein. Die altgermaniſche Sitte 
der Volksbewaffnung und deren Veränderungen hätten im engſten Zuſam⸗ 
menbange geſtanden mit der Freiheit des Volkes; je mehr Recht und Sitte 
des Waffentragens beſchränkt, um fo mehr ſei auch die Volksfreiheit be⸗ 
ſchränkt worden. Jetzt endlich zeige ſich wieder (in Italien, England, Deutſch⸗ 
land) ein allgemeines Streben nach Volkswehrhaſtigkeit. Wir hätten alle 
Urſache, dieſe Strömung mit Rückſicht auf etwa bevorſtehende Kämpfe zu 
pflegen und heilig zu halten, namentlich aber die preußiſche Regier., welche 
berufen ſei, die Führerſchaft Deutſchlands in den großen nationalen Käm⸗ 
pfen zu Übernehmen. Es bleibe uns nichts übrig, als uns um die natio⸗ 
nalen Sympathien zu bewerben, und das müſſe in thatkräftiger Weiſe ge⸗ 
ſchehen. Das ganze eng zum Volksheer müſſe im Volke ſchon vorhanden 
ſein, in der Stunde der Gefahr ſei es zu ſpät zu Vorbereitungen. Ich halte 
es für den Prüfſtein einer preußiſchen Reg., fährt der Redner fort, ſich die 
Sympathien zu eigen zu machen, die ſie in der Stunde der Gefahr als Ban⸗ 
ner empor zu halten hat. Verhüte der Himmel, daß die preußiſche Volks⸗ 
vertretung jemals eine Richtung der Reg. unterſtütze, die von den guten al⸗ 
ten preußiſchen Traditionen der Landwehr abführt! (Beifall.) 

Was die jetzige Stellung der Parteien im Hauſe betreffe, ſo glaube er, 
daß weſentliche Unterſchiede zwiſchen den Parteien nicht obwalteten; auch die 
Partei des Herrn v. Vincke habe ſich ja für zweijährige Dienſtzeit ausge⸗ 
ſprochen. — 1860 ſei die Sachlage dazu angethan geweſen, dem Proviſorium 
ein Halt zu gebieten, 1861 ſei dieſer Standpunkt bereits zum Theil verloren 
geweſen. — Was nun die jetzige Lage betreffe, jo müſſe die Reg. dem Hauſe 
entgegenkommen. — Von einer Indemnität kann nicht die Rede ſein, ehe die 
Reg. eingelenkt hat von dem betretenen Wege. Und dazu haben wir keine 
Ausſicht nach den bisher vom Nat Auch gehörten Erklärungen. Insbe⸗ 
ſondere der Herr Kriegsminiſter hat Anſchauungen entwickelt, welche die 
Stellung des hohen Hauſes in einer Weiſe berühren, daß es unſere Pflicht 
iſt, davon Act zu nehmen, vor dem ganzen Lande. Ich habe einige der 
Hauptſtellen notirt: Zuerſt find ihm die Hauptseiten der Frage „gar nicht 
discutabel,“ weil „Jedermann im Hauſe weiß, wie darüber gedacht werden 
muß; — „in der Verweigerung des Budgets iſt ein Mittel geſucht, die Reg. 
aus ihrer verfaſſungsmäßigen Stellung zu drängen;“ — „es ſind einzelne 
Perſonen auf der linken Seite des Hauſes, welche das Vertrauen des Mini⸗ 
ſteriums nicht beſitzen, er kann ſie namentlich bezeichnen: es liegen ſchrift⸗ 
liche und mündliche Aeußerungen vor, welche auf gefährliche Tendenzen ſchließen 
laſſen; es ſind nur wenige in der Partei, aber ſie ſind der r welcher 
den ganzen Teig durchdringt, und ein Gebäck erzeugt, welches der Reg. nicht 
ſchmackhaft iſt.“ Wenn der Herr Miniſter in dem Vortrage des Abg. Gneiſt 
die Popularität vermißt hat, jo kann man dieſen ſeinen Aeußerungen einen 
gleichen Vorwurf füglich nicht machen. Seine Ausdrucksweiſe iſt ſehr po⸗ 
pulär; Jedermann im Lande wird ihn verſtehen und wiſſen, was er gemeint. 
Es giebt Niemand, der zu beſtimmen hat, wie in dieſem Hauſe über irgend 
welche Frage gedacht werden muß! (Beifall.) Das Haus der Abg. verwei⸗ 
gert das Budget nicht! Wenn daſſelbe verweigert wird, ſo kann dies, wie 
die Sachen liegen, nur von den andern Factoren der Geſetzgebung geſchehen. 
Dies Haus übt nichts als ſein verfaſſungsmäßiges Recht aus. Daraus aber, 
daß ein berechtigter . der Geſetzgebung ſein verfaſſungsmäßiges Recht 
gebraucht, folgt doch aber nicht, daß er dadurch einen Uebergriff begeht in 
das verfaſſungsmäßige Recht eines andern Factors. Wenn irgendwo der 
Verf. zu nahegetreten wird, jo geſchieht das nicht auf Seiten dieſes Hauſes, 
fondern indem man ſein Bewilligungs recht herabdrücken will zu einer Ber 
willigungs pflicht, verletzt man die Verf. (Beifall). — Keine Verf. in der 
Welt verlangt, daß die Volksvertretung das Vertrauen der Reg. habe, aber 
umgekehrt entſpricht es dem Geiſt alles Conſtitutionalismus, daß die Miniſter 
das Vertrauen der Landesvertretung haben. Das Gegentheil würde eine 
ſchlechte Empfehlung für den Volksvertreter fein. (Beifall.) 

Wenn dem Herrn Miniſter Aeußerungen von Abgeordneten bekannt ſind, 
denen er gefährliche Tendenzen unterlegt, ſo mag er ſich mit den Behörden 
in Verbindung ſetzen, die mit ſolchen Dingen zu thun haben. Jedes Ein 
gehen auf derartige Inſinuationen ſcheint mir unter dem Niveau dieſes 
Hauſes zu ſteben (lebhafte Zuſtimmung), Ich und meine Freunde weiſen 
dieſe Juſtnuation einfab zurück. — Die Geſammtheit der preußiſchen Wäh⸗ 
ler wird dem Herrn Kriegsminiſter ſehr dankbar ſein wegen der Belehrung 
über die eigentliche Beſtimmung der Volksvertretung, bei der es ſich nur 
darum handeln fol, ein ſchmackhaftes Gebäck für die Regierung zu 
bereiten. Da dies indeſſen nicht gelungen zu ſein ſcheint, ſo darf ſich das 
Haus der Hoffnung hingeben, für diesmal von dem Herrn Kriegsminiſter — 
um in feinem eigenen Bilde zu bleiben — verſpeiſt zu werden (Heiterkeit). 
Es handelt ſich um einen Proteſt, nicht für die Partei, ſondern für das 
ganze Haus gegen ſolche Aeußerungen des Kriegsminiſters (allſeitiger leb⸗ 
hafter Beifall.) = 5 

Und nun zum Schluß noch ein kurzes Wort. Der Confliet, um den 
es ſich handelt, iſt da; er wird nicht erſt durch ein Votum dieles Hauſes her⸗ 
beigeführt, und nur wenn wir feſt und beſonnen unſern Platz behaupten, 
iſt ſeine Beſeitigung auf geſetzlichem Wege abzuſehen. Es hängt nicht von 
uns ab, ob wir den Conflict aufnehmen wollen — er iſt ſchon aufgenom⸗ 
men, vom Volke — in das man dieſe Frage bei den Wahlen hineingeworfen 
hat. Mag man auch dem Abgeordneten v. Vincke darin beiſtimmen, daß 
ein Abgeordneter ſeine Ueberzeugung zu vertreten hat; aber bei Auflöſungen 
modifickrt ſich das, da gruppirt man ſich in beſtimmte Fragen, da ſpricht ſich 
das Land über die Fragen aus. So geben wir unſer Votum mit gutem 
Gewiſſen und ſchieben denen die Verantwortung zu, welche die Situation ge; 
ſchaffen haben. Nicht die Militärfrage allein iſt es, um die es ſich handelt: es 
handelt ſich darum, ob das conſtitutionelle Prinzip, ob die Verfaſſung eine 
Wahrheit wird. Wir kämpfen für die Grundlagen einer verfaſſungsmäßigen 
Freiheit, wir kämpfen für die höchſten Intereſſen unſeres Volkes; auf uns 
ſind die Blicke von ganz Deutſchland gerichtet! (Bravo.) Man weiß, wenn 
hier der Abſolutismus fegt, fo iſt es aus mit dem verfaſſungsmäßigen Le⸗ 
ben in den deutſchen Klein⸗ und Mittelſtaaten. Wir kämpfen für die ganze 
Zukunft der deutſchen Nation. Was wir wollen, die Erhaltung unſeres ver⸗ 
ſaſſungsmäßigen Rechtes, das it die Grundſäule des preußiſchen Staates, 
darauf beruht das Wohl und Heil unſeres Vaterlandes. Und wie man ſich 
uns auch entgegenſtemmt, — ich meine, die Dinge verlaufen in unſeren Ta⸗ 
gen ſchnell genug, und bald wird der Zeitpunkt da fein, wo klar zu Tage 
tritt, daß wir Recht hatten! (Anhaltender lebhafter Beifall). 4 

Miniſter des Auswärtigen, Gr. Bernſtorff; Ich darf kaum hoffen, bap 
ich nach einer ſo gewürzten, ſchmackhaften Rede (Unruhe, Unwille) Ihre Auf⸗ 
merkſamkeit gewinne. — Es iſt unrichtig, daß die kgl. Staatsregierung aner⸗ 
kannt habe, ſie bedürfe einer Indemnitätsbill. Sie kann dies nicht anerken⸗ 
nen, da die Reg. nur ihre Pflicht erfüllt hat. Eine Aeußerung des Vorred⸗ 
ners ging dahin, daß wir ohne Einigkeit im Innern nicht ſiegten nach 
außen. Dies führt mich dahin, einige Worte zu jagen über den Einfluß, 
welchen der jetzige innere Kampf auf unſere Stellung zum Auslande hat. 
Vorweg kann ich nur tief bedauern, daß über die Lippen eines preußi⸗ 
ſchen Abgeordneten die Aeußerung von der Mißachtung Preußens im Aus⸗ 
lande gekommen iſt. (Unruhe). Es freut mich, daß der Abg. für Stargard 
(v. Vincke) in ſo beredter Weiſe darauf geantwortet hat. Ich leugne es, 
daß in den auswärtigen Angelegenheiten Preußens eine Mißachtung deſ⸗ 
ſelben beſonders hervorgetreten ſei. Wohl aber hat die Politik vielfach Wi⸗ 


derſtand erfahren, und dieſer wird beſtärkt durch den Zwieſpalt 
zwiſſchen der tgl. Staatsreg. und der Landesvertretung. (Leb⸗ 
bafter Zuruf links: Sehr richtig!) Man glaubt im Lager der Gegner, daß 
Preußen zu keiner Action fähig ſei, ſo lange dieſer Zwieſpalt beſteht. 
(Ebenſo: Sehr wahr!) Man täufht ſich zwar darin; wir werden, wenn es 
nöthig iſt, es durch die That widerlegen. Auch iſt wohl noch genug Bas 
triotismus in dieſem Haufe, um, wenn es darauf ankommen ſollte, der Reg. 
dazu die noͤthigen Mittel zu bewilligen. Die Pflicht des hohen Hauſes iſt es aber 
auch, die Regierung nicht moraliſch zu ſchwächen; das würden Sie 
thun, meine Herren, wenn fie das Budget verweigerten. (Unruhe. Wider⸗ 
ſpruch). Die Ablehnung der Marine⸗Vorlagen durch Ihre Commiſſion hat 
in Dänemark Schadenfreude erregt; die dortigen Zeitungen ſind voll davon. 
Meine Herren! Um eine energiſche, kräftige, großartige Politik zu verfolgen, 
dazu bedarf Preußen eines ſtarken, ſchlagfertigen Heeres; hat es ein ſolches 
nicht zur Verfü uno fo kann es nur eine Kleinſtaatspolitik führen, die, 
laube ich, wobl iemand hier beabſichtigen wird. Ich appellire an 
78 Patriotismus und beſchwöre Sie, vom Commi ſions⸗Entwurf 
abzugeben und die Vorlage der Regierung zu genehmigen. (Schluß, beute 
[Gerücht.] In dem Haufe der Abgeordneten waren heute die widerſpre⸗ 
chendſten Gerüchte — über Vertagung, Auflöſung — verbreitet. Durch die 
Form der Erklärungen des Finanzminiſters und des Ministers der ausw. 
Angelegenheiten iſt wenigſtens die Rähe einer Entſcheidung indicirt. 


reußiſche 3 prozent. Staats⸗Prämien⸗Auleihe de 1855. 
Berlin, 15. September. Bei der am 15. September 1862 jtaltgehabten 
Verlooſung find folgende 33 Serien gezogen worden. Nr. 52 57 144 
184 203 217 211 315 394 403 432 446 477 502 551 637 660 676 729 
748 830 851 858 922 977 985 1019 1175 1357 1402 1424 1454 1484. Die 
zu dieſen Serien gehörigen 3300 Prämien⸗Scheine werden mit unter ſich 


gleichen an a 112 Thlr. preuß. Cour. pr. Stück vom 1. April 1863 
ab bezahlt. 
Breslauer Sternwarte. 
15. Sept. 10 U. Abds.] 27 8,70 | +12,2 O. 1. Heiter. 
16, Sept. 6 U. Morg.| 27 8,78 | 48,6 O. 0. Heiter. 
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Waſſerſtand. 
Breslau, 16. Sept. Oberpegel: 13 F. 4 8. Unterpegel: — F. 11 3. 
Berliner Börse vom 15. September 1862. 


Fonds- und Geld- Course. | 


Freiw. Staats-Anleihe|41, 10 2½ bz. . B.. 7503 ½ 0149 C. 

Staats-Anl. v. 1850, 52 1100 br. Tre 77 375 169 4 170 br. 
dito 1854,56 A. 56 57/412 102d bz. alto Prior A. 4 — — 
dito 1853| 4 100% bz. dito Prior B. — 3½—-— — 
dito 1859! 5 08 bz. e 

Staats-Schuld-Sch. ... 3 ½ 91 baz. dito Prior D..| — | 4 96½ bz 

Präm.-Ahleihe v. 188603 1 Br dito Prior E. . — [314/85 6 

Berliner Stadt-Obl. .. 4½ 103 G dito Prior F...| — 4½ 101% bz 

Kur u. Neumärker|3151927, bz Oppeln-Tarnow. | % 30 G. 
dito dito 102% E. Prinz -W. (St.-V.) 4 |59 ba. 

Pommersche . 3½ 91% bz Rheinische 4 96% ba». 

3) dito neue 100%, bz dito (St.) Pr... — | 4 |101%, @. 
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2 [Kur- u. Neumärker 100% B. Starg.-Posener . a 3113 4 114 bz 

5 Pommersche. 4 100% B. Thüringer 4 6% 5 126 G. ; 

2 |Posensehe ....... | 4 |991% bz. Wilhelms: Bahn. — | 4 1571 bz 

3 Preussische ...... 4 199%, bz. dito Prior — 4 02 6 

Westt. u. Rhein.] 4 09 % bz. d man llani = 2: 

© Sächsische 4 100% B. dito Prior St. | — 4½92½% 0 

(Schlesische 4 100% B. Alto: dito I 395 ba 5 

Louisdor enesannen — 109% bz. = 

Goldkronen . . 9. 6% G. Preuss. u. ausl. Bank - Actien, 

Ausländische Fonds. 891 K. 

Oesterr. Metall 5 156 bz. u. 0 Berl. K. in. 4 4 G. 
dito BAr Pr.-Anl. . 4 11% B. B en Bald 9% 0. 
dito neue 100 fl.-L.) — 70 5. Berl. W.-Ored.-@.| = |5 |— — — 
dito Nat.-Anleihe ..| 5 165%, bz.u.B Braunschw. Bank 4 4 80 G. 
dito Bankn. n. Whr.| - 79% bz Bremer „ 57 4 104% B. 

Russ.-engl. Anleihe ..| 5 94½ ©. Coburg. Credit A| 3 4 78½ G. 
dito 5. Anleihe ....| 5 88 etw. bz. u. G. Darmst. Zettel-B.| 85 | 4 904 br. 
dito poln. Sch.-Obl.] 4 [85 ½ bz. Darmst. Credb.A.| 5 490 89% bz 

Poln. Pfandbriefe....| 4 |- — — Dess. Creditb. A.| — | 4 3½ bz. 
dito III. Em. . 4 |89 bz ug. Disc.-Cm.-Anthl. | 6 4 90 ½ © 

Poln. Obl. & 500 Fl.. 4 |921, etw. bau G. || Genf. Creditb. 4 — 4 42 ½ bz 
dito 4 300 Fi..| 5 04% ö. Geraet Bak 85 4 2 8. 
dito 4 200 El. — 24 8. Hamb. Nord. Ban] 5 | 4 197 6. 

Poln. Banknoten ..... | — |891% bz. Ver.-Bank| 5. 4 1014, @ 

Kurhess. 40 Thlr. — 571% etw. bz. u. d. Hannov. 44% 4 99 ½ B 

Baden 35 FI. [-131% 6. Leipziger 8 34 77½ 8 

Actien - Course, — Di n 
1201 K. Mein. Geck 4 #1 4 924% ba. 
„ inerva Bgwk:A.| — N 1 

Aach.-Düsseld. 37 3 86½ 6. Oester.Oreditb.A. 7% 5 25 47 4 % bz 

Aach.-Mastrieht. | 3 2 31½ ba. Pos. Prov.-Bank | 511 4 09 1 N 

Amst.-Rotterdam 577 4 904 ba. u. g. Preuss. B.-Anthl.) 4 4%½ 121 6 

Berg.- Märkische 6 Hr 4 110% bz. Schl. Bank- Ver. gi 458 0 

1 0 A 7 11 0 Thüringer Bank 2% 4 393, B 
erlin-Hamburg. 2 f 37 et. 

Berl. Pptzd Mad. 114 212 8. Weimar. Bank.. 4 4 83 etw. br. 

e 74a r 1 Br Wechsel- Course. 
reslan-Freibrg. | 6 1351, bz. Amsterdam 1 . 

Cöln-Mindener .. 1200 55 182 . dito Mine . er 2 143 1 

Franz. St.-Eisenb.| 675 1261, bau. B. Hamburg.. 8 T. 151% bz 

Ludw.- Bexbach. 84139 ½ B. dito .. 2 N50 % bz 

Magd.-Halberst. . 22½ 4 320 8. London . 3 M. 6. 21% bz 

Magd.-Wittenbrg.| 1½ 4 44½ G. ER. ee 2 M. 59% 2 

Mainz.-Ludw. A. 7 | 4 128 1. P. bz Wien österr. 8 T. 18% be. 

Mecklenburger. 27% 4 381 bz. dito 2 M. 78 ½ bz. 

Münster-Hammer| 4 | 4 98 B. Augsburg . 2 M. 68. 2 6 

Neisse-Brieger .. | 3½ 4 83 B. Leipzig 8 T. 99% G. 

Niederschles 4499 ½ br. dito 2 M. 99 bz. 

N.-Schl. Zweigb. | 1½ 4 71½ bz Frankfurt a. M.. |2 M.|56. 0. 

Nordb. (Fr.-W.) 3465 ½ 4 65 bz Petersburg. 3 W. 98 ½ b. 3 M. 97% b 
dito Prior . 4% — — Warschau 8 T. 88% iz — 

Oberschles. A...| 7%13%2]169 à 170 bz. Bremen 8 J. 100% bz. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichte 
= N. 
Parid, 15, Sept., Nachm. 3 Uhr. Die Rente eröffnete zu A ſtieg 
auf 69, 65, fiel auf 69, 50 und ſchloß matt zur Notiz. Conſols von Mittags 
12 Uhr waren 93% eingetroffen. Schluß⸗Courſe: Zproz. Rente 69, 55. 
4K proz. Rente 96, 25. Italieniſche 5proz. Rente 70, 95. Zproz. Spanier 
484. proz. Spanier 44, Silber⸗Anleihe —. Oeſterr. Staats⸗Eiſen⸗ 
bahn⸗Aktien 477. Credit⸗mobilier⸗Aktien 943. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 603. 
Fler ae —. 
ondon, 15. Septbr., Nachm 3 Uhr. Conſols 93%. Iproz. Spanier 

14%. Mexikaner 31%, Sardinier 82, Hprz. Ruſſen 94. Neue Rufen 93. 

Der fällige Dampfer aus Weſtindien iſt angekommen. 

Wien, 15. Sept. Mitt. 12 Uhr 30 Min. Börſe feft und belebt. öproz. 
Metall. 71, 50. 4 proz. Metall. 63, —. Bank ⸗ Aktien 796. Nordbahn 


192, 80. 1854er Looje 90, 75. National⸗Anleihe 83, 40. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 242, — Ereditaktien 217, 80. London 127, 10. Hamburg 
95, —. Paris 50, 30. Gold —, —. Silber „. Böhmiſche Weſtbahn 


159, 50. Lombardiſche Eiſenbahn 281, —. Neue Looſe 132, —. 1860er 
Looſe 91, 40. 

Frankfurt a. M., 15. Sept. Nachm. 2 Uhr 30 M. Oeſterr. Effekten 
in Folge wiener höherer Wien beſſer. Schluß ⸗Courſe: Ludwigs⸗ 
hafen Bexbach 138%. Wiener Wechſel 92%. Darmſt. Bankaktien 225%. 
Darmſt. Zettelbank 249, 5prz. Metall. 53%. 8 z. Met. 48%. 1854er 
Looſe 70. Oeſterr. National⸗Anleihe 63%. rem, Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien 223. Oeſterr. Bank⸗Antheile 743. Oeſterreich. Credit⸗Aktien 199%. 
Neueſte öſterr, Anleihe 72%. Oeſterr. Eliſabet⸗Bahn 121. Rhein⸗Nahe⸗ 
Bahn 27%. Mainz⸗Ludwigshafen Litt. A. 129%, 

Hamburg, 15. Sept., Nachm. 2 Uhr 30 Mini, Courſe etwas gewichen. 
— Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe (5. Oeſterr. Credit⸗Aktien 84%. 
Vereinsbank 101% Norddeutſche Bank 98½ Mheiniihe 95%. Nord⸗ 
bahn 64%. Disconto — Wien —, —. Ke —. 

amburg, 15 Sept [Getreidemarkt 
zu niedrigeren Preiſen, ab auswärts ohne Saufthg, Roggen ſoco ruhig, 
ab Königsberg pr. Frühjahr zu 75 zu kaufen. el pr. br. 31 4— K 
pr. Mai 29%. 
Rio umgeſetzt. 

Liverpool, 15. Septbr. [Baumwolle.] 3000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe gegen vergangenen Sonnabend unverändert. 


Königs: und Verfaſſungstreuer Verein. 
Verſammlung am 16. September Abends 7 Uhr im Koͤnig von 
Ungarn. (Hauptgegenſtand Kundgebung in der Militärfrage.) 
Der Vorſtand. 
Hübner. Dr. Friedlieb. Frhr. v. Falkenhauſen. v. Görtz. 
Grabowski. Ruffer. Somme, 2113] 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein in Breslau. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


] Weizen loco einiges Geſchäft 


Kaffee, 2000 Sack Laguayra und 2000 Sack Domingo und 


/ , Fre Zone 


